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Dieses Konzept legt das eindeutige Vorgehen und strukturierte Handeln 
sowie die Planung des Schutzes eines Kindes im Falle des Offenwerdens von 
sexueller Gewalt innerhalb einer Familie bzw. durch eine Bezugsperson fest.

Es werden die Rollen und Aufgaben der verschiedenen beteiligten Institu
tionen und Personen definiert, um interinstitutionelle Reibungsverluste 
möglichst gering zu halten und zügiges, eindeutiges Handeln zu ermöglichen. 
Oberstes Ziel dabei ist die Sicherstellung des Schutzes eines Kindes oder 
Jugendlichen vor weiterer Gewalt. Darüber hinaus soll die Vermittlung  
beraterischer / therapeutischer Unterstützung für die betroffenen Kinder /  
Jugendlichen, Die / den nichtmissbrauchenden Eltern / (-teil), sowie auch  
für die Täter / Täterinnen gewährleistet werden.

Voraussetzung für ein gutes Gelingen im Einzelfall ist eine stabile Vertrau-
ensbasis zwischen den beteiligten Professionellen. Basis dafür sind zweimal 
jährliche Austausch- und Schulungstreffen im Vorfeld, um sich kennen zu 
lernen, die Möglichkeiten und Grenzen der Institutionen zu verstehen und 
die Aufgaben der jeweiligen Rollen im Konzept zu erlernen und ausfüllen  
zu können. 

Dies ist nur möglich, wenn der öffentliche Jugendhilfeträger hierfür finan-
zielle und personelle Ressourcen zur Verfügung stellt. In Wiesbaden haben 
die langjährige vertrauensvolle Kooperation zwischen der Bezirkssozialarbeit 
und verschiedenen Beratungsstellen und die oben genannten Austausch- und 
Schulungstreffen zur Entstehung eines kompetenten „Pools“ von Fachkräften 
geführt, die für Moderation und Begleitung von Eltern während des Kon
frontationsgespräches zur Verfügung stehen. 

Die Treffen werden von einer Steuerungsgruppe vorbereitet, die sich mehr-
mals jährlich zusammensetzt. Die aus den Schulungstreffen und dem Aus-
tausch über die praktische Arbeit gewonnenen Erkenntnisse werden von  
der Steuerungsgruppe in das Konzept eingearbeitet.

Elemente der Konzeption

Zentrale Funktionen (Personen) in diesem Konzept sind:
	 Fall-Koordinator /-in (Fallzuständige /-r der Bezirkssozialarbeit)
	 Fachperson der Bezirkssozialarbeit zum Thema sexuelle Gewalt 
	 Moderation des Konfrontationsgespräches
	 Begleiter /-in der Mutter im Konfrontationsgespräch
	 Begleiter /-in des Vaters im Konfrontationsgespräch

Zentrale Settings sind:
	 Helferkonferenz
	 Konfrontationsgespräch

Grundidee der Konzeption



4

		  Übersicht zum Ablauf des Verfahrens	 5

		  Organisation der Fallverantwortlichkeit im Amt für Soziale Arbeit	 7

		  Die Helferkonferenz	 10

		  Klärung der strafrechtlichen Verfolgung	 15

		  Voraussetzungen für ein Konfrontationsgespräch	 16

		  Das Konfrontationsgespräch	 17

		  Die Moderation des Konfrontationsgespräches	 21

		  Begleitung für die Eltern im Konfrontationsgespräch	 23

		  Der Informant / die Informantin im Konfrontationsgespräch	 25

		  Der Verlauf des Konfrontationsgespräches	 26

		  Dokumentation in der Bezirkssozialarbeit 	 31

		  Sicherstellung des mittel- und langfristigen 
		  Schutzes nach dem Konfrontationsgespräch	 32

	
Anhang	

Anhang A
Dokumentationsblatt für die Helferkonferenz	 34

Anhang B
Kriterien und Verfahren zur Entscheidung 
„Information an die Strafverfolgungsbehörden (Polizei)“?	 35

Anhang C	
Einladung zum Konfrontationsgespräch – Formulierungsvorschlag –	 36

Anhang D
Ergebnisse des Konfrontationsgespräches im Verfahren
 „Sexuelle Gewalt“ – Dokumentationsblatt 	 37

Anhang E	
Inhalte / Stationen im Konfrontationsgespräch	 38

Gliederung der Konzeption

12

8

4

11

7

3

10

6

2

9

5

1



5

Informant / Informantin 
informiert über 
sexuelle Gewalt

Beratungsstelle  
oder andere  

Institution gibt  
Information weiter

weitere Schritte  
zur Abklärung ...

ggf. mit weiterem 
Treffen der  

Helferkonferenz

Ende

Klärung mit  
Leitung der  

Fach-AG: Info  
an Polizei ??

Bezirkssozialarbeit (BSA)
organisiert eine  

Helferkonferenz* 

Ergebnis Helferkonferenz**:
Sexuelle Gewalt liegt vor.

Bezirkssozialarbeit organisiert 
Konfrontationsgespräch*** 

und bereitet den
 Schutz des Kindes vor

Schutz des Kindes  
während des 

Konfrontationsgespräches 
gewährleistet?

Übersicht zum Ablauf des Verfahrens

Institutionelle Kooperation bei sexueller Gewalt 
von Mädchen und Jungen

noch unklar

über Beratungsstelle o. ä.

direkt an
Jugendamt

nein

nein

ja

ja

* 	 siehe Seiten 9 ff zu Helferkonferenz
**	 das Ergebnis wird von  der Bezirkssozialarbeit schriftlich dokumentiert
*** 	siehe Seiten 14 ff zu Konfrontationsgespräch

Anschlusspunkt: 
Fortsetzung auf der nächsten Seite1

1
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Konfrontationsgespräch   
findet statt

Vereinbarung zur notwendigen 
Situationsveränderung 

und deren Kontrolle 
wird getroffen und dokumentiert 

(Bezirkssozialarbeit)

Inobhutnahme des Kindes  
durch die Bezirkssozialarbeit

Schutz des Kindes 
durch nicht  

missbrauchende(n) 
Eltern(teil) 

Professionelle  
Unterstützung  
wird geleistet 

Schutz des Kindes 
wird durch das Jugendamt 
organisiert und gesichert 

Ergebnis des  
Konfrontationsgespräches*:

Schutz des Kindes ist 
in seinem bisherigen  

Umfeld gewährleistet

Kontrollen bestätigen, dass  
das Kind bei nicht 

missbrauchende(n) Eltern(teil)  
geschützt ist

Für die Veränderung  
der Situation ist 
professionelle  
Unterstützung  
notwendig und  

vereinbart

nein

nein

ja

ja

ja

* 	 das Ergebnis wird von der Bezirkssozialarbeit schriftlich dokumentiert

Anschlusspunkt: 
Fortsetzung auf der nächsten Seite1
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2 	 Organisation der Fallverantwortlichkeit  
	 in der Bezirkssozialarbeit

Bezirkssozialarbeit – Sachbearbeitung 

Die Fall-Koordination liegt in den Händen einer Mitarbeiterin / eines  
Mitarbeiters der Bezirkssozialarbeit in der Abteilung Sozialdienst im Amt  
für Soziale Arbeit.

	� Die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung ist, genau wie in allen anderen 
Fällen möglicher Kindeswohlgefährdung, durchgehend fallverantwortlich. 

	� Sie repräsentiert daher auch im vorliegenden Verfahren die Position der 
Bezirkssozialarbeit gegenüber externen Beteiligten. 

	� Im Konfrontationsgespräch übernimmt diese Rolle die Fachperson.
	� Die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung trifft die Entscheidung am Ende 

der Helferkonferenz /-en, ob es sich um sexuelle Gewalt handelt.
	� Die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung trifft am Ende der Helferkon- 

ferenzen die Entscheidung des Konfrontationsgespräches, ob der Schutz  
des Kindes sichergestellt ist oder werden muss (Inobhutnahme).

	� Vorbereitung, Organisation und Leitung der Helferkonferenz(en)
	� Organisation des Konfrontationsgespräches und Einladung dazu
	� Abruf einer Fallmoderatorin / eines Fallmoderators aus einem „Pool“
	� Abruf einer Begleiterin für die Mutter und eines Begleiters für  

den Vater aus einem „Pool“
	� Vorabklärung zur Frage, wer im Konfrontationsgespräch die  

Sachlage / Fakten einbringt.
	� Vorabklärung einer eventuell notwendigen Inobhutnahme des 

Kindes / Jugendlichen
	� Klärung, ob die Sitzung stattfindet, wenn ein Beteiligter fehlt

Fachperson der Bezirkssozialarbeit 

In jeder der Regionalen Arbeitsgruppen (RAG) der Bezirkssozialarbeit, Abtei-
lung Soziale Dienste im Amt für Soziale Arbeit Wiesbaden gibt es jeweils eine 
sogenannte „Fachperson“ für das Kooperationsverfahren. Im „Sozialdienst 
Asyl“ ist ebenfalls eine solche Mitarbeiter /-in benannt. 

	� Die Fachpersonen bilden gemeinsam mit der Leitung die Fach-AG  
„Verdachtsabklärung sexueller Gewalt“ und bildet sich weiter in der 
Durchführung des Verfahrens (themenspezifisch und verfahrensor
ganisatorisch) bzw. wird entsprechend geschult. 

	� Durch die Mitwirkung in der Fach-AG, halbjährliche Treffen mit den  
Personen aus dem „Pool“ der Moderator /-innen bzw. Begleiter /-innen  
(siehe Kapitel 7 und 8), Lesen von Fachliteratur sowie durch die Teilnahme 
an entsprechenden Weiterbildungs- und Informationsveranstaltungen  
eignet sie sich ihr Fachwissen an.
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	� Dieses stellt sie der fallzuständigen BSA-Sachbearbeitung ab Eingang  
einer entsprechenden Meldung und während des gesamten Fallverlaufs 
zur Verfügung. 

	� Darüber hinaus ist sie verpflichtend in Helferkonferenzen anwesend  
und trägt ihr Fachwissen in der Helferrunde bei.

	� Im Konfrontationsgespräch ist die Fachperson in ihrer Rolle als  
Vertreter /-in der Bezirkssozialarbeit für die Konfrontation selbst  
zuständig, da sie in diesem Schwerpunkt geschult ist / wird. 

	� Die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung ist jeweils verpflichtend ebenso 
anwesend (beide sitzen nebeneinander). Bei Meinungsverschiedenheiten 
und ggf. notwendig erscheinenden Abweichungen vom Verfahrensweg 
entscheidet die Arbeitsgruppenleitung (AGL). 

	� Die AGL vertritt die Fachperson bei Krankheit oder Urlaub.

Die Mitarbeiter /-innen der Bezirkssozialarbeit in der Abteilung Sozialdienst 
im Amt für Soziale Arbeit Wiesbaden müssen für ihre verantwortlichen Auf-
gaben in diesem komplexen Verfahren qualifiziert sein und möglichst über 
Erfahrung in der Tätigkeit als Bezirksozialarbeiter /-in verfügen. Dazu gehören  
fachliche Kompetenzen zur Thematik der sexuellen Gewalt und auch die 
Sicherheit, sich kompetent innerhalb der diversen Schritte des Kooperations-
verfahrens „bewegen“ zu können (also Erfahrungen in der Anwendung dieses 
Verfahrens zu haben). 

Verfahrensweg

Bei Eingang einer Meldung wegen der Vermutung einer Kindeswohlgefähr-
dung prüft die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung (Vertretung o. a.) im  
Rahmen der Informationsaufnahme (siehe KWG-„Auslöserbogen“ der Bezirks
sozialarbeit Wiesbaden), ob sexuelle Gewalt in Betracht zu ziehen ist. Auch 
kleinsten Hinweisen sollte nachgegangen werden. In diesem Fall ist neben 
der AGL auch die Fachperson über die Vermutung in Kenntnis zu setzen.

Falls Hinweise auf sexuelle Gewalt vorhanden sind, erhebt die fallzuständige  
BSA-Sachbearbeitung in Zusammenarbeit mit der Fachperson anhand eines 
spezialisierten Fragenkatalogs Detailinformationen bei der / den Melde
person / en: Soweit es sich um Schilderungen von Aussagen bezieht, sollte 
möglichst der genaue Wortlaut dokumentiert werden.

	� Wie ist die Vermutung entstanden?
	� Welche Beobachtungen hat die Meldeperson gemacht? 
	� Wo und wann wurden die Beobachtungen gemacht?
	� Was wurde der Meldeperson wann und wie von dem Kind oder  

dem / der Jugendlichen erzählt? 
	� Welche Fragen hat die Meldeperson dem Kind oder dem /  der  

Jugendlichen gestellt? 
	� Welche Äußerungen hat die Meldeperson gegenüber dem Kind  

oder dem / der Jugendlichen gemacht? 
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	� In welcher psychischen Verfassung befand sich das Kind oder der / die  
Jugendliche bei dem Gespräch augenscheinlich?

	� Weshalb vermutet die Meldeperson eine KWG durch sexuelle Gewalt?  
Gibt es alternative Erklärungsmöglichkeiten für das Wahrgenommene?

	� Gibt es medizinische Befunde?
	� Wer weiß eventuell noch Bescheid?
	� Wurde die Vermutung einer KWG durch sexuelle Gewalt (Beobachtun-

gen / Mitteilungen) durch die Meldeperson, die Einrichtung oder invol
vierte Dritte bereits mit den Eltern (mit wem genau) thematisiert?

Falls die Meldeperson die Information von einer dritten Person hat
	� Was wurde der Meldeperson von einer anderen dritten Person mitgeteilt? 
	� Welche Fragen hat die Meldeperson der dritten Person gestellt? 
	� Welche Äußerungen hat die Meldeperson gegenüber der dritten Person 

gemacht? 
	� Wo, wann und in welcher Situation wurden die Beobachtungen und  

Mitteilungen durch die dritte Person gemacht?

(nach Jud: Standards in der Dokumentation bei sexuellem Missbrauch. In:  
Fegert/ Hoffmann/ König/ Niehues/ Liebhardt (Hrsg.): Sexueller Missbrauch 
von Kindern und Jugendlichen, Berlin-Heidelberg 2015, verändert) 

	� Sofortiger Hinweis, dass die Eltern jetzt nicht informiert werden sollen,  
sondern dass die Bezirkssozialarbeit in einem bestimmtenVerfahren die  
Hinweise zum Schutz des Kindes bearbeitet!

Die Inhalte der Meldung werden durch die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung 
sofort der AGL und möglichst zeitnah der jeweiligen Fachperson vorgestellt 
– in diesem ersten kollegialen Austausch sollten z. B. auch vermeintlich irrele
vante Details besprochen werden. 

Die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung erhält von der jeweiligen Fachperson 
ggf. begründete Anregungen hinsichtlich der Aufmerksamkeitsrichtung oder 
notwendiger ergänzender Informationen, die eventuell noch einzuholen sind. 
Anschließend wird die so aufbereitete KWG-Meldung (wie üblich) gemeinsam 
mit der AGL erörtert und die folgenden Handlungsschritte geplant.
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3 	 Die Helferkonferenz

Unter Helferkonferenz ist i. S. dieses Konzeptes nicht ein einmaliges Zusam-
mentreffen zu verstehen, sondern gegebenenfalls ein Prozess von mehreren 
Gesprächen in dieser Runde.

Zu Helferkonferenzen lädt die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung zeitnah  
ein. Vorab wird mit der jeweiligen Fachperson erörtert, welche Personen sinn
vollerweise teilnehmen sollen. Dabei wird stets auch „Wildwasser Wiesbaden 
e.V.“ bzw. die Fachberatungsstelle angefragt.  

Die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung und die Fachperson verständigen 
sich außerdem über die Rollenverteilung bezogen auf die Moderation der 
Helferkonferenz und das Schreiben des Protokolls.                       

Zu Beginn der Zusammenkunft wird den beteiligten Fachleuten die empfeh-
lende Funktion der Helferkonferenz mitgeteilt: nach eingehender Erörterung 
der vorliegenden Informationen soll eine Bewertung darüber getroffen werden, 
ob von Kindeswohlgefährdung im Zusammenhang mit sexueller Gewalt aus-
gegangen wird. 

Die Helferkonferenz hat die folgenden Aufgaben
	� vorliegende Informationen über mögliche sexuelle Gewalt  

zusammenzutragen
	� die Informationen aus fachlicher Sicht zu bewerten mit dem  

Ziel der Verständigung darüber
	 	 ob davon ausgegangen werden muss, dass sexuelle Gewalt vorliegt
	 	 ob weitere Schritte zur Klärung verabredet werden müssen
	 	 ob Schritte zum Schutz des Kindes vereinbart werden müssen
	 	 ob ein weiteres Treffen der Helferkonferenz zur Abklärung 
	 	 stattfinden soll

	� eine Empfehlung zu erarbeiten, wie weiter vorgegangen werden soll
	� ein weiteres Treffen zur Reflexion des Fallverlaufes und der Kooperation 

zu vereinbaren. Dieses Treffen soll dazu dienen
	 	 Informationen über den Fallverlauf auszutauschen,
	 	 die Zusammenarbeit auszuwerten,
	 	 zu klären, ob weitere Kooperationsschritte vereinbart werden 
		  oder ob die Kooperation beendet wird.

Ausgehend von der Empfehlung der Helferkonferenz trifft die zuständige 
BSA-Sachbearbeitung in ihrer Fallverantwortung in Rücksprache mit der 
jeweiligen Fachperson eine Entscheidung darüber, ob von sexueller Gewalt 
auszugehen ist und wie das weitere Vorgehen gestaltet werden soll. Verlauf 
und Ergebnis der Helferkonferenz werden zeitnah mit der AGL besprochen.
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Die Ergebnisse der jeweiligen Helferkonferenz werden von der fallzustän
digen BSA-Sachbearbeitung in einem Dokumentationsblatt festgehalten 
(s. Anhang A). Bei Bedarf können die Teilnehmer /-innen an der Helferkon
ferenz dieses Dokumentationsblatt einsehen.

Teilnehmer /-innen an der Helferkonferenz

Von professioneller Seite
	� Fallverantwortliche BSA-Sachbearbeitung (mit der Aufgabe der  

Moderation der Helferkonferenz)
	� Fachperson der Bezirkssozialarbeit 
	� Personen, die beruflich mit dem Kind / Jugendlichen zu tun haben  

(z. B. Mitarbeiter /-innen aus Betreuungseinrichtungen, Schule, etc.)
	� Weitere / r Mitarbeiter /-in der Bezirkssozialarbeit – sofern die Familie 

dort bereits bekannt war und diese / r Mitarbeiter /-in aus bisheriger  
Tätigkeit für die Familie zur Klärung des Verdachtes beitragen kann

	� Mitarbeiter /-in von Fachdiensten (z. B. Wildwasser, Jugendärztlicher 
Dienst, Kinderpsychologe /-in, etc.)

Von nicht-professioneller Seite
	� Es kann sinnvoll sein, eine nicht-professionelle Person zur Helferkonfe

renz einzuladen, wenn diese über unmittelbare und zentral wichtige  
Informationen verfügt. Die Funktion dieser Person beschränkt sich im  
Ablauf der Helferkonferenz auf die Informationsweitergabe, sie benennt 
ihre Informationen und beantwortet Fragen hierzu.

	� Um diese Person nicht in den Fallberatungsprozess zu involvieren und um 
datenschutzrechtliche Belange nicht zu verletzen, nimmt sie am weiteren 
Verlauf der Helferkonferenz dann nicht länger teil. Aus diesem Grund ist 
während der Informationsweitergabe der Informantin / des Informanten 
auch darauf zu achten, dass die professionellen Teilnehmer /-innen keine 
eigenen Erkenntnisse äußern. (Die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung 
hat die Teilnehmer /-innen der Runde zu Beginn auf diesen Umstand  
hinzuweisen).
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Folgende Ausgangssituationen für die  
Helferkonferenz sind denkbar

	� Es gibt eine Aussage eines betroffenen Kindes oder einer / s Jugendlichen.
	� Es gibt eine Aussage eines anderen Kindes oder Jugendlichen, welcher / s 

etwas beobachtet hat und / oder in Beziehung zu einem Kind steht und  
dem dieses Kind etwas anvertraut / mitgeteilt hat.

	� Es gibt eine Aussage eines Erwachsenen, der etwas beobachtet hat 
und / oder in Beziehung zu einem Kind steht und dem dieses Kind etwas 
anvertraut / mitgeteilt hat.

	� Es gibt eine Aussage eines Erwachsenen über die Aussage eines anderen 
Erwachsenen, der in Beziehung zu einem Kind steht und dem dieses Kind 
etwas anvertraut / mitgeteilt hat.

	� Es liegen keine konkreten Aussagen vor, aber Verhaltensauffälligkeiten
	� Es gibt andere Hinweise (medizinische Befunde, Aufnahmen o. ä.)

Informationen sammeln

	� Macht das Kind bzw. der / die Jugendliche klare Aussagen über sexuelle 
Handlungen eines Erwachsenen an ihm? Werden darüber hinaus Angaben 
zum Zeitpunkt, zur Häufigkeit u. zum Ort der sexuellen Gewalt gemacht? 

	� Sind die sexuellen Handlungen als Gewalt einzustufen?
	� Benennt das Kind bzw. der / die Jugendliche den Täter / die Täterin?
	� Steht der Täter / die Täterin in enger verwandtschaftlicher Beziehung  

zum Kind bzw. der / dem Jugendlichen? 

Je enger die verwandtschaftliche Beziehung zwischen Täter / Täterin und  
Opfer ist, desto notwendiger ist eine Helferkonferenz und das spätere  
Konfrontationsgespräch!

Hilfen für die Bewertung zum Vorliegen sexueller Gewalt

	� Das Kind beschreibt sexuelle Handlungen, die ein Erwachsener an ihm 
vorgenommen hat oder an einem Erwachsenen vornehmen musste.

	� Das Kind beschreibt, dass es bei sexuellen Handlungen Erwachsener  
zusehen musste oder pornographische Darstellungen gezeigt bekam.

	� Das Kind beschreibt ihm unangenehme Handlungen eines Erwachsenen, 
die eine sexuelle Absicht des Erwachsenen nahe legen – z. B.: Der Vater 
fotografiert seine Tochter öfter nackt; die Mutter wäscht ihren neunjäh-
rigen Sohn im Genitalbereich; der Vater beobachtet seine Tochter häufig 
beim Ausziehen; andere, nicht stimmige pflegerische Handlungen.

	� Die oben genannten Handlungen können mit einem „Geheimnis“ oder mit 
Belohnungen oder Bedrohungen durch den Erwachsenen verbunden sein.
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	� „Weiche Fakten“ – wenn keine konkreten Aussagen eines Kindes vorliegen:
	 	� Nicht altersangemessene Kenntnisse über Sexualität oder  

sexuelle Verhaltensweisen.
	 	� Befangenheit beim Versuch, über eine erlebte sexualisierte Situation zu 

sprechen (dies muss so jedoch nicht sein, wenn das Kind den sexuellen 
Übergriff selbst nicht als schlimm empfunden hat).

	 	� Befangenheit bei Körperkontakt.
	 	� Deutliche Angst vor einer bestimmten Situation oder Person.
	 	� Sexualisierte Sprache / sexualisiertes Verhalten (d.h. häufiges Kreisen  

um das Thema Sexualität) / Gewalt im Sprachgebrauch (nicht isolierte 
Ausdrücke).

	 	� Alltagssituationen /-gegenstände, die sexualisierte Äußerungen oder 
Verhaltensweisen auslösen.

	 	� Erzwingen von Heimlichkeiten (z. B. Kind involviert andere Kinder in 
scham- und / oder angstbesetzte Heimlichkeit mit dem Inhalt sexua
lisierten Verhaltens wie z. B. Koitus nachspielen).

	 	� Geheimnis haben, indem einem anderen Kind unter Geheimhaltungs-
druck von sexualisierten Gewaltsituationen berichtet wird.

	 	� Unspezifische medizinische Befunde wie z. B. symmetrische Hämatome 
(beide Arme, beide Hüften), Hämatome innen / außen an Oberschenkeln. 
Bauchschmerzen, Scheidenausfluss, Verletzungen im Genitalbereich, 
Veränderungen an der Scheide und / oder am Anus, Pilzinfektionen,  
Geschlechtskrankheiten.

	 	� Plötzliche Verhaltensänderungen.
	 	� Auffällige Rituale, die entschlüsselt werden können als Schutz,  

„Mauer“ aufbauen, sich abgrenzen.

Keiner dieser „weichen Fakten“ allein ist ein eindeutiger Hinweis auf sexuelle  
Gewalt. Alle Hinweise müssen in der Gesamtheit der Situation des Kindes be-
wertet werden. Gerade bei solchen „weichen Fakten“ sind eine sehr genaue 
Prüfung und weitere Schritte zur Abklärung, u. U. über einen längeren Zeit-
raum hinweg, notwendig.

Da die Erfahrung zeigt, dass die Aussagen bzw. das Verhalten von kleinen 
Kindern allein keine oder nur eine geringe juristische Relevanz haben, um 
für den Schutz des Kindes intervenieren zu können, ergibt sich in der Kon
sequenz:

Wenn es nicht mehr gibt als nur die Äußerungen des kleinen Kindes über  
eine Situation, ist besonders gut abzuwägen, ob ein Konfrontationsgespräch 
mit dem Ziel „Kindesschutz“ sinnvoll ist, oder ob es genutzt werden soll um 
evtl. Ansatzpunkte für eine Intervention zu finden oder soziale Kontrolle zu 
installieren.
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Wenn in der Helferkonferenz deutlich wird, dass es Beweismittel geben 
könnte, die zu sichern wären (z. B. Fotos, Videos o. ä.), dann sollte die Helfer-
konferenz darauf hinweisen, dass über eine Strafanzeige zur Beweismittel
sicherung nachgedacht werden sollte (siehe Kapitel 4. Klärung einer straf-
rechtlichen Verfolgung und Anhang B).

Schutz des Kindes

Damit für den Fall einer fehlenden Kooperationsbereitschaft der Erziehungs-
berechtigten das Kind geschützt werden kann, ist während und / oder nach 
der Helferkonferenz zu klären, wie der Schutz des Kindes durch die Bezirks-
sozialarbeit sichergestellt wird (siehe dazu Kapitel 5 Voraussetzungen für  
ein Konfrontationsgespräch).

Erschwernisse bei der Bewertung des Vorliegens  
sexueller Gewalt

Da es nur sehr selten eine eindeutige Diagnose von sexueller Gewalt gibt, die 
handelnden Akteure aber ein Bedürfnis nach Klarheit und Handlungssicher-
heit haben, besteht die Gefahr eines Selbstbestätigungsprozesses, mit dem 
eine schnelle, erste Vorannahme bestätigt wird.

So eine Vorannahme kann sein: „Es geht um sexuelle Gewalt“, oder aber auch: 
„Es geht nicht um sexuelle Gewalt“. Bei der Bewertung der Faktenlage zur 
Einschätzung, ob sexuelle Gewalt vorliegt, muss deshalb die Kontrollfrage 
gestellt werden: „Was könnte noch Grund dafür sein, dass das Kind sich 
 „so verhält“, „solche Verhaltensweisen“ zeigt?

Professionelles Vorgehen im Bewertungsprozess erfordert daher auch das 
Aufstellen von Gegenhypothesen.

Bei den Überlegungen, ob und wie interveniert werden könnte oder sollte, 
steht die Helferkonferenz unter anderem vor dem Dilemma, dass der Schutz 
vor sexueller Gewalt möglicherweise zum Abbruch wichtiger Beziehungen 
führt. Es ist wichtig, sich dieses Dilemmas bewusst zu sein, es sollte aber die 
Abklärung, ob sexuelle Gewalt vorliegt, möglichst nicht beeinflussen.

Hypothese
Vermutung ist  

berechtigt, weil …

Gegenhypothese
Vermutung ist nicht 

berechtigt, weil …
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4 	 Klärung der strafrechtlichen Verfolgung

Wenn die Bezirkssozialarbeit die Situation als Vorliegen sexueller Gewalt  
bewertet, wird im nächsten Schritt von der Bezirkssozialarbeit die Frage 
geprüft, ob eine Information an die Strafverfolgungsbehörden (Polizei) ge
geben werden soll. Dies klärt der / die fallverantwortliche Mitarbeiter /-in  
der Bezirkssozialarbeit im Gespräch mit der Fachperson und der Arbeits-
gruppenleitung. Die Leitung der Facharbeitsgruppe „Verdachtsabklärung 
bei sexueller Gewalt“ sollte hinzugezogen werden sowie gegebenenfalls die 
Sachgebietsleitung der Bezirkssozialarbeit in der Abteilung Sozialdienst. 

Die Sachgebietsleitung entscheidet, ob höhere Ebenen mit einbezogen werden. 
Dabei wird auch eine Verständigung darüber getroffen, wer dies der Polizei 
anzeigt und zu welchem Zeitpunkt dieses sinnvollerweise geschehen soll. Im 
Anhang finden sich dazu Kriterien, die dabei helfen können, die Frage nach 
der Information der Strafverfolgungsbehörden zu beantworten. (Anhang: B)

Es wird dabei eine Abwägung getroffen, ob 
	 die Anzeigenerstattung dem Willen der Betroffenen entspricht, 
	 die Vorteile oder die Nachteile wie z. B. die Belastungsfaktoren für 

	 die Betroffenen überwiegen würden.
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5 	 Voraussetzungen für ein  
	 Konfrontationsgespräch

Der Schutz des Kindes durch die Bezirkssozialarbeit muss sichergestellt  
werden. Das bedeutet zunächst für die Organisation des Konfrontations
gespräches:

	 Wo befindet sich das Kind während des Konfrontationsgespräches?
	� Sind zuverlässige Absprachen darüber getroffen, wie das Kind nach dem 

Konfrontationsgespräch geschützt bleibt? (z. B. Absprache mit Kinder-
garten oder Schule, dass das Kind während des Konfrontationsgespräches 
dort bleibt und erst nach weiteren Anweisungen durch die Bezirkssozial-
arbeit entlassen oder übergeben werden kann).

	� Unmittelbar vor dem Konfrontationsgespräch muss nachgefragt werden, 
ob sich das Kind tatsächlich an diesem „sicheren Ort“ befindet.

Wenn eindeutig ist, wer Täter /-in ist, müssen alle nachfolgend genannten 
Voraussetzungen zum Schutz des Kindes erfüllt sein, damit keine Inobhut-
nahme zum Schutz des Kindes erfolgt:

	� Es muss sicher und für die Bezirkssozialarbeit auch kontrollierbar sein, 
dass der / die Täter / Täterin keinen Kontakt mit dem Kind haben wird,  
dass eine räumliche Trennung von Täter / Täterin und Kind stattfindet  
(Vorübergehende Unterbringung d. Kindes, bis räumliche Trennung  
realisiert ist).

	� Mit dem nichtmissbrauchenden Eltern(teil) wird konkret gearbeitet um  
sie zu unterstützen den Schutz des Kindes herzustellen und zu erhalten.

	� Die Organisation und die Kontrolle der weiteren Arbeit mit den Eltern 
erfolgt durch die Bezirkssozialarbeit.

	� Wenn der Schutz des Kindes innerhalb seines bisherigen Lebensumfeldes 
(Familie) durch d. nichtmissbrauchenden Eltern(teil) nicht gewährleistet 
werden kann, ist eine Herausnahme des Kindes aus diesem gefährdenden 
Lebensumfeld erforderlich. Um dies fachlich und juristisch angemessen 
 leisten zu können, muss schon vor dem Konfrontationsgespräch geklärt 
worden sein (siehe oben):

Wie sieht der Schutz des Kindes während und kurz nach dem Konfrontations-
gespräch bis zu einer dauerhaften Regelung aus? (Dazu können in der Helfer-
konferenz Überlegungen angestellt und konstruktive Ideen entwickelt werden.)

Sollte sich herausstellen, dass das Kind sich nicht an diesem „sicheren Ort“ 
befindet oder es nicht möglich gewesen ist, einen solchen „sicheren Ort“ zu 
organisieren, kann kein Konfrontationsgespräch stattfinden.

Sowohl die Absprache über den „sicheren Ort“ während des Konfrontationsge
spräches als auch eine eventuell notwendige Unterbringung eines Kindes nach 
dem Konfrontationsgespräch werden von der Bezirkssozialarbeit rechtlich 
abgesichert als „Inobhutnahme“ gem. § 42 SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe).
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6 	 Das Konfrontationsgespräch

Aufgrund des Ergebnisses der Helferkonferenz trifft die fallverantwortliche 
BSA-Sachbearbeitung in Absprache mit der AGL die Entscheidung, ob ein Kon-
frontationsgespräch mit den Erziehungsberechtigten angestrebt werden soll.

Das Konfrontationsgespräch kann bei verschiedenen Konstellationen  
stattfinden:

Ziele, die mit dem Konfrontationsgespräch verfolgt werden
	� Die sexuelle Gewalt wird offen gelegt.
	� Das Kind /  der / die Jugendliche wird ab sofort vor weiterer Gewalt  

geschützt und es wird geklärt, wie dieses Ziel erreicht wird.
	� Eventuell vorhandene Geschwisterkinder werden ebenfalls vor  

weiterer / zukünftiger sexueller Gewalt geschützt.
	� Für alle beteiligten Personen und Institutionen werden das Geschehene 

und die daraus folgenden Konsequenzen und Verabredungen deutlich 
(Transparenz).

	� Im Falle einer Inobhutnahme wird geregelt, wie eventuelle Kontakte des 
Kindes zu d. nicht missbrauchenden Eltern(teil) gestaltet werden.

	� Durch die Darstellung der Auswirkungen der Gewalt auf das Kind / Jugend-
lichen wird bei den Eltern Betroffenheit erzeugt, um ihre Handlungs- und 
Verantwortungsbereitschaft zu wecken.

	� Nicht-missbrauchende Erwachsene können die Realität sehen, das  
Geschehen anerkennen und Verantwortung für den Schutz des Kindes / 
Jugendlichen übernehmen.

	� Es wird geklärt, ob und – wenn ja – wie der nicht-missbrauchende Erwach-
sene den Schutz des Kindes, bzw. Jugendlichen sicherstellen kann  /  wird.

	� Es wird vereinbart, welche konkreten Hilfen eingerichtet werden zur 
Unterstützung

	 	� der nicht missbrauchenden Eltern(-teil), 
	 	�� des betroffenen Kindes, 
	 	�� der evtl. vorhandenen Geschwisterkinder.

Wenn der Täter oder die Täterin ein Elternteil ist
Der missbrauchende Erwachsene soll die Möglichkeit erhalten, die sexuelle  
Gewalt zuzugeben und Verantwortung für sein Handeln übernehmen zu  
können.

Innerfamiliäre sexuelle Gewalt
	� Täter / Täterin nicht benennbar
	� Täter / Täterin vermutet
	� Täter / Täterin benennbar

Außerfamiliäre sexuelle Gewalt
	� Täter / Täterin nicht benennbar
	� Täter / Täterin vermutet
	� Täter / Täterin benennbar
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Wenn der Täter, bzw. die Täterin nicht bekannt ist
	� Das Konfrontationsgespräch bietet die Möglichkeit, die Reaktion und  

Position der Eltern zu erleben.
	� Es wird deutlich, ob bei den Eltern ein Problembewusstsein entsteht.
	� Es wird geklärt, ob die Eltern Willens und in der Lage sind, ihr Kind zu 

schützen.
	� Die Anwesenheit einer Begleiterin  /  eines Begleiters eröffnet den Eltern 

die Möglichkeit, direkt professionelle Personen kennen zu lernen, die 
Unterstützung leisten und weitergehende Beratung anbieten können.

Die Bezirkssozialarbeit benötigt für das Konfrontationsgespräch
	� Klarheit über das Konzept 
	� Einen ‚Pool‘ von Fachleuten, die für die Aufgaben der Moderation und  

der Begleitung der Eltern zur Verfügung stehen
	� Sicherheit, dass Moderator /-in und Begleiter /-innen der Eltern im  

Konfrontationsgespräch ihre Aufgaben kennen und mit ihrer Rolle  
vertraut sind

	� Sicherheit, dass Moderator /-in und Begleiter /-innen der Eltern im  
Konfrontationsgespräch mit dem Fall bisher nichts zu tun hatten

Teilnehmer /-innen am Konfrontationsgespräch

Von professioneller Seite:
	� Fallzuständige BSA-Sachbearbeitung
	� Fachperson der Bezirkssozialarbeit 
	� Moderator /-in
	� Begleiter für den Vater
	� Begleiterin für die Mutter
	� Informant /-in – diese gibt ihre Informationen zur stattgefundenen Gewalt. 

Anschließend wird sie aus dem Konfrontationsgespräch entlassen. Für  
den Fall, dass der / die Informant /-in nicht am Konfrontationsgespräch 	
teilnehmen kann oder will, werden diese Informationen zur Gewalt  
�stattdessen von einer anderen Person eingebracht (z. B. fallzuständige 
BSA-Sachbearbeitung oder Fachperson oder Beratungsstelle). 

Von Familienseite
	� Vater oder Mutter, bzw. beide Eltern; auf keinen Fall das Kind oder  

der / die Jugendliche.
	� Nur auf ausdrücklichen Wunsch einer / eines Jugendlichen (Betroffene) 

und nach entsprechender Vorbereitung kann diese / dieser mit einer Un-
terstützungsperson am Gespräch teilnehmen. Anschließend muss  
eine Nachbereitung des Gesprächs mit der / dem Jugendlichen durch die 
Unterstützungsperson stattfinden.

Es könnte sein, dass eine der konfrontierten Personen einen / eine Rechtsan-
wält /-in zum Gespräch mitbringt. Hieraus kann eine Konstellation entstehen, 
die es schwieriger macht, die Zielsetzungen des Konfrontationsgespräches  
zu verfolgen (siehe dazu auch noch weiter unten).
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Einladung zum Konfrontationsgespräch

Die fallzuständige BSA-Sachbearbeiterin lädt in Absprache mit der Fachper-
son zum Konfrontationsgespräch ein – in der Regel ergeht diese Einladung in 
Schriftform. In dem Einladungsschreiben wird formuliert:

	� Gefährdung des Kindeswohls
	� fester Termin
	� auf unbedingtes Erscheinen dringen

(Formulierungsvorschlag für Einladung s. Anhang C )

Wo findet das Konfrontationsgespräch statt?

Das Konfrontationsgespräch findet bei der Bezirkssozialarbeit im Amt für 
Soziale Arbeit statt. Hierbei muss berücksichtigt werden, dass zwei weitere 
Räume für die Gespräche der Begleitpersonen mit Vater bzw. Mutter zur  
Verfügung stehen.

Das Setting

	� Es sollten unterschiedliche Warteräumlichkeiten für die verschiedenen 
Personen zur Verfügung stehen. Keinesfalls sollten der / die Informant /-in 
und die Eltern gemeinsam in einem Raum warten. 

	� Die professionellen Teilnehmer /-innen sagen „Sie“ zueinander, um zu  
vermeiden, dass die Eingeladenen das Gefühl bekommen „Hier kennen 
sich alle“, „Hier stecken alle unter einer Decke“.

	� Die Sitzanordnung ist so zu gestalten, dass eine geschlossene Sitzrunde  
entsteht. Die Eltern sind möglichst so zu platzieren, dass sie getrennt 
voneinander und neben ihrem / r jeweiligen Begleiter /-in sitzen. Hierfür 
werden Namensschilder auf dem Tisch aufgestellt, die auch im weiteren 
Gespräch zur Orientierung hilfreich sind.

	� Fallzuständige BSA-Sachbearbeitung und Fachperson sitzen nebenein
ander gegenüber der Moderation.

	� Die Informant /-in sitzt neben der Moderation, auf jeden Fall von den  
Eltern getrennt durch eine Begleitperson.
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Sitzordnung

Wie ist die Terminplanung zu gestalten?

Die Termine müssen kurzfristig stattfinden. Es ist offen, wie lange der Termin 
dauert – jedoch maximal drei Zeitstunden.

Auswertung des Konfrontationsgesprächs

Das Konfrontationsgespräch wird direkt im Anschluss ausgewertet. Wenn 
das nicht möglich ist, wird zeitnah ein Termin für eine Auswertung des  
Gesprächs vereinbart. An der Auswertung sollen alle professionellen Teil
nehmer /-innen des Konfrontationsgespräches beteiligt sein, außer dem / 
der Informant /-in.

BSA
SB

BSA
SB

MO

I

B-M M

V BV

	 BSA SB 	 Bezirkssozialarbeit fallzuständige Sachbearbeitung
	 BSA FP	 Bezirkssozialarbeit Fachperson 
	 M		  Mutter
	 B-M		  Begleiterin der Mutter
	 MO	 	 Moderator /-in
	 I	 		  Informantin / Informant
	 V		  Vater
	 B-V	 	 Begleiter des Vaters
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7 	 Die Moderation des Konfrontationsgespräches

Aufgaben und Funktion

Die Moderation
	 erhält den Auftrag von der fallzuständigen BSA-Sachbearbeitung.
	� übernimmt nach der Begrüßung durch die fallzuständige BSA-Sach

bearbeitung die Gesprächsleitung.
	� definiert gegenüber der Gesprächsrunde seine / ihre Rolle und Aufgaben.
	� erklärt den Anwesenden, dass zum Schutz des Kindes Kontrolle stattfinden 

muss und dass diese von der Bezirkssozialarbeit übernommen wird.
	� sorgt dafür, dass die Gesprächsrunde gut arbeiten kann, um das Kind zu 

schützen.
	� hat die Kontrolle über den Gesprächsablauf (Prozesskontrolle) – nicht  

über die Inhalte.
	� gestaltet die Moderation aktiv, nicht „abwartend“ bzw. „zurücklehnend“. 

arbeitet zielorientiert: Ziel ist der Schutz des Kindes, was bedeutet, dass 
am Ende des Konfrontationsgespräches ein Ergebnis stehen muss, welches 
den Schutz des Kindes gewährleistet.

Für das Konfrontationsgespräch benötigt die Moderation
	� als Rahmenbedingung innerhalb der Institution, für die er / sie arbeitet, 

dass eine kurzfristige Freistellung zur Übernahme von Terminen möglich 
ist.

	� Nennung der Namen der Klienten, um sicherzustellen, dass er / sie nicht 
mit dem Fall befasst ist oder war

	� Datum, Uhrzeit und geplante Gesprächsdauer
	� Ort des Gespräches
	� die Information, ob eine Helferkonferenz stattgefunden hat, um sicher 

sein zu können, dass ein entsprechender Vorlauf für das Konfrontations-
gespräch erfolgt ist

	� die Sicherheit, dass den beteiligten Fachleuten das Konzept und damit  
die Rolle der Moderation bekannt ist.

Weitergehende, vor allem inhaltliche Informationen zum Fall an die Mode-
ratoren /-innen sind für deren Aufgabe nicht notwendig.
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Anforderungen an die Moderation

Persönliche Fähigkeiten
	� Fähigkeit, Distanz wahren zu können
	� Fähigkeit zum Zuhören
	� Fähigkeit zu strukturieren, Beharrlichkeit, Selbstvertrauen
	� Berufserfahrung
	� Fähigkeit, sich einer völlig unbekannten Situation zu stellen
	� Allparteilichkeit und Respekt gegenüber allen  

Gesprächsteilnehmer /-innen.
Berufliche Fähigkeiten

	� Wissen um sexuelle Gewalt (z. B. Ambivalenzen, Bindungen, Dynamiken, 
Täterstrategien, Loyalitätskonflikte, Tabus, Macht u. Abhängigkeit,  
Hierarchien,...)

	� Kompetenz, mit der emotionalen Brisanz und dem Entscheidungsdruck, 
die im Konfrontationsgespräch entstehen, umzugehen

	� Ausbildung / Erfahrung in der Moderation größerer Gesprächsgruppen
	� Kenntnisse der Aufgaben und Leistungen der sozialen Dienste und  

Institutionen sowie Wissen um die dynamischen Aspekte bei insti
tutioneller Kooperation

Detaillierte Kenntnis des vorliegenden Konzeptes
	� Sie / er anerkennt die ausschließliche Funktion als Moderation und mischt 

sich keinesfalls in andere Rollen und Funktionen ein.
	� Sie / er akzeptiert, dass bei der Problematik der sexuellen Gewalt mit  

Auflagen für die Klienten gearbeitet werden muss und Kontrollen zum 
Schutz des Kindes notwendig sind.

	� Sie / er akzeptiert vorgegebene Standards (z. B. „Wer leugnet, kann ein  
Kind nicht schützen“ – „Täterarbeit als Opferschutz“).

	� Sie / er weiß, dass sie / er sich auf die Vorarbeit der Bezirkssozialarbeit  
verlassen muss und akzeptiert die Arbeitsergebnisse der Helferkonferenz 
als Grundlage für das Konfrontationsgespräch.
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8 	 Begleitung für die Eltern

Aufgabe und Funktion

	� Voraussetzung für die Aufgabenerfüllung ist die detaillierte Kenntnis und 
die Akzeptanz des Konzeptes 

	� Der / die Begleiter /-in weiß, dass sie / er sich auf die Vorarbeit der Be-
zirkssozialarbeit verlassen muss und akzeptiert die Arbeitsergebnisse der 
Helferkonferenz als Grundlage für das Konfrontationsgespräch.

	� Der / die Begleiter /-in erhält keine Vorabinformationen zum Fall und hat 
eine reine Unterstützungsfunktion für die Eltern im Konfrontationsge-
spräch. Es ist nicht Aufgabe zu werten, ob sexuelle Gewalt stattgefunden 
hat oder nicht.

	� Sie / er soll die Eltern im Konfrontationsgespräch so begleiten, dass sie  
sich mit dem Fakt auseinandersetzen können, dass die Bezirkssozialarbeit 
von sexueller Gewalt ausgeht bzw. sexuelle Gewalt festgestellt hat.

Zielsetzungen

Begleiter /-in für die / den nicht missbrauchenden Eltern(-teil)
	� Gibt Hilfe für die Situation, mit der Tatsache der sexuellen Gewalt am 

eigenen Kind konfrontiert zu sein.
	� Gibt Hilfe für die Situation, dass der Partner / die Partnerin oder eine  

nahe Bezugsperson Täter / Täterin ist.
	� Gewinnt die / den nicht missbrauchenden Eltern(-teil) für die Kooperation 

zum Schutz des Kindes.
	� Bringt die / den nicht missbrauchenden Eltern(-teil) in die Verantwortung 

für das Kind.
	� Befähigt die / den nicht missbrauchenden Eltern(-teil), dem weiteren  

Gespräch folgen zu können.
	� Bietet weitere Begleitung auch nach dem Konfrontationsgespräch an.
	� Vermittelt auf Wunsch weitere Hilfen.

Begleiter /-in für den Täter / die Täterin  
(falls ein Elternteil Täter / Täterin ist)

	� Gewinnt den missbrauchenden Elternteil, Verantwortung für das Kind  
zu übernehmen.

	� Die Unterstützung für den missbrauchenden Elternteil dient auch dazu, 
dass diese /-r die sexuellen Handlungen zugeben kann.

	� Die Unterstützung darf nicht nur die Perspektive der „Täterschaft“ haben, 
sondern auch die des Respekts für die Person.

	� Die Chance zur Annahme einer Hilfe durch d. Täter / Täterin ist durch eine 
eindeutige „Parteilichkeit“ zu verbessern. Dabei geht es um die Konzentra
tion auf die Perspektive den Täter / die Täterin. Dies ist aber nur möglich, 
wenn für jeden Betroffenen ein / e Begleiter /-in zur Verfügung steht. 
Wenn kein /-e Begleiter /-in für diese /-n zur Verfügung steht, besteht  
die Gefahr, dass die Moderator /-in in die Rolle kommt, sich für den 
Täter / die Täterin verantwortlich zu fühlen.
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Anregungen zur Gesprächsführung im „Begleitungsgespräch“ 

Die Gesprächssituation im Konfrontationsgespräch ist für die Eltern emotional 
sehr belastend. Daher ist es sinnvoll, ihnen Hilfestellung zu geben, damit sie 
ihre Handlungsfähigkeit wieder erlangen, um zum konkreten Schutz ihres 
Kindes beizutragen. 

Dies kann ermöglicht werden durch
	� Ansprechen der Eltern mit ihrem Namen
	� Wiederholte Nennung des Namens des Kindes 
	� Sachverhalte wiederholen, z. B. wörtlich wiederholen, was die  

Informantin gesagt hat 
	� Zeit zum Nachvollziehen geben
	� Aufgabe und Sinn des momentanen Settings beschreiben
	� Aufgaben der Akteure beschreiben („Ich bin hier, um Sie zu unterstützen, 

für den Schutz Ihres Kindes zu sorgen“)
	� Darauf hinweisen, dass im Anschluss an das „Begleitungsgespräch“  

konkrete Vereinbarungen zum Schutz des Kindes getroffen werden (z. B. 
zum Täter / zur Täterin: „Es wird nur zwei Möglichkeiten geben, entweder 
Sie gehen aus der Familie, oder das Kind wird aus der Familie genommen“, 
zum nicht-missbrauchenden Elternteil: „Es wird nur zwei Möglichkeiten 
geben, entweder der Täter / die Täterin geht aus der Familie, oder das  
Kind wird aus der Familie genommen.“

	� Sofern die Eltern nicht getrennt in Begleitungsgespräche gehen wollen, 
die Möglichkeit schaffen, dass das Vierer-Setting (z. B. bei Fluchtimpuls  
des Vaters) aufgelöst wird und jeweils zu Zweit weiter gesprochen  
werden kann.

Für eine evtl. Weiterbegleitung jedes Elternteils kann es hilfreich sein, den 
Elternteilen jeweils einen Flyer der Beratungsstelle und eine Visitenkarte  
o. ä. zu überreichen.

Anforderungen an die Begleitung für die Eltern

Persönliche Fähigkeiten
	� Fähigkeit zur Balance zwischen Zugewandtheit und Verfolgung  

des Arbeitsauftrags
	� Fähigkeit zum Zuhören
	� Fähigkeit, Elternteile trotz belasteter Situation (u. U. Schockzustand) 

in die Lage zu versetzen, Sachverhalte begreifen und Absprachen  
treffen zu können

	� Mut, sich einer völlig unbekannten Situation zu stellen
	� Allparteilichkeit und Respekt gegenüber allen Gesprächsteil- 

nehmer /-innen
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Berufliche Fähigkeiten
	� Wissen um sexuelle Gewalt (z. B. Ambivalenzen, Bindungen, Dynamiken, 

Täterstrategien, Loyalitätskonflikte, Tabus, Macht u. Abhängigkeit,  
Hierarchien,...)

	� Wissen um damit zusammenhängende Gefühle (vor allem Schuld und 
Scham)

	� Kompetenz, mit der emotionalen Brisanz und dem Entscheidungsdruck, 
die im Konfrontationsgespräch entstehen, umzugehen

	� Kenntnisse der Aufgaben und Leistungen der sozialen Dienste und  
Institutionen sowie Wissen um die dynamischen Aspekte bei institu
tioneller Kooperation

Detaillierte Kenntnis des vorliegenden Konzeptes
	� Sie / er anerkennt die ausschließliche Funktion als Begleitung und mischt 

sich keinesfalls in andere Rollen und Funktionen ein.
	� Sie / er akzeptiert, dass bei der Problematik der sexuellen Gewalt mit  

Auflagen für die Klienten gearbeitet werden muss und Kontrollen zum 
Schutz des Kindes notwendig sind.

	� Sie / er akzeptiert vorgegebene Standards (z. B. „Wer leugnet, kann ein  
Kind nicht schützen“ – „Täterarbeit als Opferschutz“).

	� Sie / er weiß, dass sie / er sich auf die Vorarbeit der Bezirkssozialarbeit  
verlassen muss und akzeptiert die Arbeitsergebnisse der Helferkonferenz 
als Grundlage für das Konfrontationsgespräch.

9 	 Der Informant / die Informantin im  
	 Konfrontationsgespräch

	� Der / die Informant / in wird in einem Vorbereitungsgespräch von der 
fallzuständigen BSA-Sachbearbeitung gebeten, im Konfrontationsge-
spräch so detailgetreu wie möglich die Fakten zu schildern. 

	� Die Moderation entlässt den / die Informant /-in nach Schilderung der  
Fakten und gegebenenfalls inhaltlichen Nachfragen der Eltern sofort aus 
dem Konfrontationsgespräch.

	� Der / die Informant /-in wird im Vorbereitungsgespräch darauf hinge
wiesen, dass er / sie im Konfrontationsgespräch von den Eltern verbal  
angegriffen werden könnte. Es ist die Aufgabe der Moderation, in diesem 
Fall einzugreifen und gegebenenfalls die Bezirkssozialarbeit zu bitten, 
noch einmal etwas zu den Pflichten der Informanten nach § 8a SGB VIII 
zu sagen.

	� Nach dem Konfrontationsgespräch wird der Informant / die Informantin, 
falls zum Schutz oder zur Unterstützung des Kindes notwendig, über das 
Ergebnis des Gesprächs und die eingeleiteten Maßnahmen unterrichtet. 
Dabei sind Datenschutzvorschriften zu beachten.
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10 	 Der Verlauf des Konfrontationsgespräches	

Aufbau des Konfrontationsgespräches

	� Die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung als einladende und für die Bewer-
tung der Kindeswohlgefährdung zuständige Vertreter /-in der Bezirksso-
zialarbeit beginnt und erklärt, wer die Anwesenden sind und welche Rollen 
sie haben und benennt den Anlass der Einladung (Hinweis auf massive 
Gefährdung des Kindes, noch nicht Benennung der sexuellen Gewalt!).

	� Unmittelbar daran übergibt sie die Gesprächsleitung an den / die  
Moderator /-in.

	� Die Moderation bittet die Fachperson der Bezirkssozialarbeit, den  
Grund für die Einladung zu nennen. Diese sagt in etwa: 

	� „Wir haben Sie eingeladen, um über die Gefährdung Ihres Kindes XY zu 
sprechen. Wir gehen davon aus, dass ihr Kind Opfer sexueller Gewalt  
geworden ist. Die Betreuungsperson Ihres Kindes (Erzieher /-in, Lehrer /-in 
oder andere Funktion benennen) ist darauf aufmerksam geworden. Die 
Betreuungsperson Ihres Kindes ist zum heutigen Termin auch eingeladen  
worden, um Ihnen seine / ihre Beobachtungen zu schildern. Ich werde 
ihn / sie nun herein bitten.“

	� Informant /-in, die in einem nahe gelegenen Raum gewartet hat, wird  
herein gebeten. „Können Sie uns bitte mitteilen, was Sie beobachtet  
haben.“ Informant /-in beschreibt ihre / seine Beobachtungen.

	� Nach Informationsrückfragen an Informant /-in wird diese von der  
Moderation verabschiedet und entlassen.

	� Moderation fordert die Fachperson der Bezirkssozialarbeit auf, die  
Fakten zur vorliegenden sexuellen Gewalt noch einmal zu benennen: 

	 	� Was ist geschehen?
	 	� Wie kam es zur Bewertung, dass sexuelle Gewalt vorliegt?
	 	� (Ggf.) Aufgrund welcher Fakten kam es zur Täterbenennung?

	� Nach der Klärung der Fakten fragt Moderation sinngemäß:  
„Wie stehen Sie als Eltern zu den vorgetragenen Sachverhalten?“.

	� Nach einer ersten Reaktion der Eltern auf die Konfrontation schlägt die 
Moderation vor, das Gespräch im Plenum an dieser Stelle zu unterbrechen, 
um den Eltern die Gelegenheit zu geben, jeweils einzeln mit der Begleiterin 
bzw. dem Begleiter ein separates Gespräch führen zu können.

	 	� Den Eltern wird hierbei vorrangig angeboten, getrennt mit der 
jeweiligen Beratungsperson zu sprechen.

	 	� Ziel ist, den Eltern eine „Verschnaufpause“ zu geben, um zu klären, ob 
verstanden wurde, worum es geht, um ihre Befindlichkeit zu spüren  
und um zu sortieren, was die Konfrontation für sie bedeutet und wie 
sie dazu stehen.

	 	� Der Zeitrahmen beträgt 15 bis max. 30 Minuten.
	 	� Im Einzelgespräch mit den Eltern ist es sinnvoll, das Kind „in den Mittel-

punkt“ zu stellen, d. h. die Situation aus dessen Perspektive zu betrachten 
und die Bedeutung sexueller Gewalt für ein Kind zu verdeutlichen. Die 
Eltern sollten angeregt werden zu überlegen, was zu tun ist, um das Kind 
vor weiterer sexueller Gewalt zu schützen.
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	 	� Dieses „Begleitungsgespräch“ unterliegt nicht der Schweigepflicht, d.h.  
d. Begleiter /-in wird Informationen aus diesem Gespräch ins weitere 
Konfrontationsgespräch einfließen lassen, wenn sie für den Schutz  
des Kindes im Hinblick auf eine Kindeswohlgefährdung erforderlich  
erscheinen.

	 	� Darüber hinaus wird aus diesem Gespräch keine Rückmeldung durch die 
Begleitung gegeben bzw. nur mit ausdrücklichem Auftrag der Eltern.

	� Nach Rückkehr aus den Einzelgesprächen fragt die Moderation die Eltern, 
wie sie jetzt zu den Tatsachen stehen. Dieser Punkt sollte ausführlich be-
handelt werden, damit sich die Bezirkssozialarbeit einen Eindruck ver-
schaffen kann.

	� Nachdem bekannt ist, wie sich die Eltern nach der Beratungspause zu den 
Tatsachen positionieren, beraten sich fallzuständige BSA-Sachbearbeitung 
und Fachperson in einer weiteren Gesprächspause von ca. 15 Minuten in 
einem separaten Raum. 

	� Dazu kann die Arbeitsgruppenleitung hinzugezogen werden.
	� Das Gespräch im Plenum wird an dieser Stelle erneut unterbrochen und 

den Eltern die Gelegenheit gegeben, jeweils einzeln mit der Begleiterin 
bzw. dem Begleiter ein separates Gespräch führen zu können.

	� Die Entscheidung darüber, ob der Schutz des Kindes sichergestellt ist oder 
ob die Bezirkssozialarbeit während des Gesprächs in Obhut nehmen muss, 
wird durch die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung am Ende des Konfron-
tationsgespräches getroffen und den Beteiligten von ihr bekannt gegeben.    

	� Es wird vereinbart, wer die Verantwortung für welchen Handlungsschritt 
mit dem Ziel Schutz des Kindes übernehmen kann und auch tatsächlich 
übernimmt. Es wird festgelegt, wie kontrolliert wird, ob damit der Schutz 
auch erreicht ist.
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Haltung der Moderation

	� Benennt die Tatsachen, wie sie von der Informantin / dem Informanten  
benannt wurden und vermeidet allgemeine Formulierungen.

	� Hilft zu klären, wie damit umgegangen wird; ist offen für Vorschläge der 
Eltern – fragt nach, wie realitätsnah deren „Lösungen“ sind.

	� Spricht jeden in der Runde in seiner Verantwortlichkeit für das Kind an.
	� Begegnet den Eltern mit Respekt (es geht nicht um „nett sein – nicht  

nett sein“).

Kriterien im Gesprächsverlauf, um den Schutz des  
Kindes sicherzustellen

	� Der nicht-missbrauchende Elternteil kann im Laufe des Gesprächs  
zunehmend realisieren, dass sexuelle Gewalt stattgefunden hat. 

	� Wenn der nicht-missbrauchende Elternteil „nicht glauben kann, was  
geschehen ist“, kann auch kein Schutz von ihm ausgehen.

	� Der nicht-missbrauchende Elternteil ist am Ende des Gesprächs glaubhaft 
bereit, den Schutz des Kindes sicher zu stellen.

	� Am Ende des Gesprächs muss klar sein, wie der nicht-missbrauchende  
Elternteil dafür sorgen wird, dass der Täter / die Täterin keinen Zugang 
zum Kind hat. Die Lösung muss realistisch und überprüfbar sein. 

	� Der missbrauchende Elternteil bietet eine glaubhafte Lösung an, wie  
er dazu beiträgt, keinen Kontakt zum Kind aufzunehmen (persönlich,  
telefonisch…)

Wenn der missbrauchende Elternteil nicht zum  
Konfrontationsgespräch erscheint:

	� Erfragen, ob der anwesende Elternteil weiß, warum der andere nicht  
erschienen ist

	� Erfragen, was das Nichterscheinen des anderen beim anwesenden  
Elternteil auslöst

	� Erarbeiten, wie es bzgl. des missbrauchenden Elternteils weitergeht –  
dabei besonders, wann und durch wen, der missbrauchende Elternteil  
konfrontiert werden soll

	� Benennen, welche Konsequenzen sich für das weitere Vorgehen der  
Bezirkssozialarbeit aus der Nichtanwesenheit des missbrauchenden  
Elternteils ergeben

	� Achtung! – In dieser Konstellation ist es noch schwieriger, konkrete  
und kontrollierbare Absprachen für den Schutz des Kindes zu treffen



29

Wenn die Eltern eine /-n Rechtsanwält /-in (RA) zum  
Konfrontationsgespräch mitbringen:

Falls ein /-e RA am Konfrontationsgespräch teilnehmen soll, ergibt sich für 
die Moderation als zusätzliche Anforderung, darauf zu achten, ob unter die-
sen Bedingungen und mit diesem Setting das Konfrontationsgespräch und 
ein Erreichen der verfolgten Zielsetzung (Schutz des Kindes) möglich bleibt. 
Diese Problematik wird die Moderation offen ansprechen, wenn im Verlauf 
des Konfrontationsgespräches deutlich wird, dass sich das Gespräch nur um 
den Schutz der Mandaten des Anwaltes vor etwaigen Vorwürfen dreht, es 
also nicht möglich ist, den notwendigen Schutz des Kindes zu thematisieren. 
An dieser Stelle muss die Moderation auf eine Entscheidung hinwirken, ob 
überhaupt und – wenn ja – wie das Konfrontationsgespräch weiter geführt 
werden kann.

Ist es nicht möglich, das Konfrontationsgespräch auf das Thema „Schutz des 
Kindes“ auszurichten, muss es abgebrochen werden. Die Bezirkssozialarbeit 
wird dann erklären, wie der Schutz des Kindes ab sofort sichergestellt wird.

Die folgenden Aspekte sollte d. Moderation bei Teilnahme eines /-er  
RA beachten:

	� Welches Ziel verfolgt d. RA? Führt das Agieren d. RA im Gesprächsverlauf 
dazu, dass der Schutz des Kindes nicht zum Thema werden kann?

	� Im Hinblick auf die Dynamik des Gesamtprozesses kann mit der Teilnahme 
einer /-es RA eine Umkehrung der Situation entstehen: d. missbrauchen-
de Elternteil erscheint als „Opfer“ und als „schutzbedürftig“ – anstelle des 
Kindes.

	� Durch die Anwesenheit d. RA bekommt das Konfrontationsgespräch einen 
zusätzlichen juristischen Aspekt – die Frage nach strafrechtlichen Konse
quenzen für den missbrauchenden Elternteil. Deshalb kann es sinnvoll 
sein, dass d. Moderation das Jugendamt auffordert, seine Überlegungen 
dazu konkret zu benennen. 

	� Dem nicht missbrauchenden Elternteil kann es durch die Anwesenheit  
d. RA deutlich erschwert sein, sich selbst unabhängig zu positionieren oder 
gar Verantwortung für den Schutz des Kindes zu übernehmen.
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Beendigung des Konfrontationsgespräches 

Moderator /-rin
	� fasst zusammen, welche Absprachen getroffen wurden, wer deren Ein

haltung kontrolliert und in welcher Form dies geschieht 
	� vergewissert sich, dass die Erläuterungen der Bezirkssozialarbeit ver

standen wurden (besonders bezogen darauf, wie die Bezirkssozialarbeit 
kontrollieren wird, ob das Kind ausreichend geschützt ist)

	� benennt, welche Konsequenzen angekündigt sind, falls die Absprachen 
nicht eingehalten werden

	� lässt die Anwesenden klären, in welchem Fall und von wem die Gesprächs-
runde erneut / außerplanmäßig einberufen werden kann.

Zeigen Eltern /-teile kein Interesse an einer weiteren Zusammenarbeit  
bzw. keine Akzeptanz der Realität, wird d. Moderator /-in

	� den Eltern verdeutlichen: „Sie übernehmen keine Verantwortung dafür, 
dass Ihr Kind vor weiterer Gewalt geschützt wird!“.

	� die Bezirkssozialarbeit auffordern, zu beschreiben, welche Konsequenzen 
für den Schutz des Kindes und den Auftrag der beteiligten Institutionen 
aus dieser Haltung der Eltern entstehen.

Die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung wird zum Ausdruck bringen: „Ich 
übernehme die Verantwortung in meiner Position als verantwortliche / r  
Mitarbeiter /-in der Bezirkssozialarbeit und prüfe, wie es weitergehen soll. 
Ich teile Ihnen dies morgen mit. Bis dahin ist Ihr Kind in Obhut genommen 
und bleibt an einem sicheren Ort.“

Die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung  
	� dokumentiert die wesentlichen Ergebnisse des Konfrontationsgespräches 

in einem Dokumentationsblatt für die fallbezogenen Akten des Jugendam-
tes (siehe Anhang E ).

	� sendet eine Kopie dieses Dokumentationsblattes an alle Personen / Institu-
tionen, die in der getroffenen Vereinbarung Verantwortung übernommen 
haben.

Die professionellen Teilnehmer /-innen am Konfrontationsgespräch verein-
baren ein weiteres Treffen zur Auswertung des Konfrontationsgespräches.
Eine Übersicht zum Ablauf des Konfrontationsgespräches findet sich im An-
hang F. Nach einer möglichen Inobhutnahme begleitet die Fachperson der 
Bezirkssozialarbeit das weitere Verfahren.
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Verunsicherungen im Konfrontationsgespräch

Es gibt in Konfrontationsgesprächen immer Verunsicherungen, die durch 
Aussagen der Eltern hervorgerufen werden. Es ist hilfreich, sich dann noch 
einmal die Fakten, die vorliegen, vor Augen zu führen, um wieder zu mehr 
Sicherheit zu gelangen. In Ausnahmefällen können die neuen Informationen 
die bis dato geltende Bewertung so grundlegend erschüttern, dass eine Pause 
für eine Rücksprache mit der AGL eingelegt werden und besprochen werden 
muss, wie in diesem Fall vorzugehen ist. Dabei ist zu beachten, dass zu jeder 
Zeit der Schutz des Kindes gewährleistet sein muss.

11 	 Dokumentation bei der Bezirkssozialarbeit 

	� Die Falldokumentation wird von der fallzuständigen BSA-Sachbearbeitung 
gefertigt. Dazu gehören auch die Dokumentationsbögen der Helferkon
ferenz und des Konfrontationsgesprächs (siehe Anhang A und D).

	� Die Fachperson coacht, liest sämtliche Dokumentationen und z. B. gericht-
liche Schreiben gegen. 

	� Die AGL liest sämtliche Dokumentationen und vertritt die Fachperson in 
deren Abwesenheit.

	� Für die statistische Erfassung zur Evaluation ist die Fachperson zuständig.
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12 	� Sicherstellung des mittel- und langfristigen 
Schutzes nach dem Konfrontationsgespräch

Variante A
Innerfamiliäre sexuelle Gewalt: missbrauchender Elternteil verlässt die 
Familie, Kind bleibt in der Familie
Voraussetzung: nicht missbrauchender Elternteil kann glauben und erfassen, 
was geschehen ist, und ist zum Schutz des Kindes bereit.

Folgende Kriterien können z. B. Sicherheit geben, dass der Schutz des  
Kindes gewährleistet ist

	� Die Tatsache der sexuellen Gewalt ist im weiteren Familienverbund  
offen gelegt und die Familienangehörigen stehen zum Kind.

	� Eindeutige und nachvollziehbare Aussage bzw. Lösungsvorschlag,  
wo der missbrauchende Elternteil zukünftig wohnen wird.

	� Sicherstellung, dass das Kind in bisheriger Kindertagesstätte bzw.  
Schule bleibt

	� Sicherstellung, dass diese Einrichtung das Kind nicht dem missbrauchenden 
Elternteil mitgibt.

	� Nicht missbrauchender Elternteil ist an Beratung angebunden.
	� Missbrauchender Elternteil ist (unter Umständen) in Beratung.
	� Stabilisierende Unterstützung (beratend oder therapeutisch) für das  

betroffene Kind bzw. die Jugendliche / den Jugendlichen.
	� Kontrolle, ob missbrauchender Elternteil tatsächlich neuen Wohnsitz  

hat (z. B. EMA-Abfrage, Hausbesuche, weitere Recherchen).
	� Unter Umständen muss der nicht missbrauchende Elternteil durch  

gerichtliche Maßnahmen unterstützt werden (§ 1666 (3) BGB).
	� Letztendlich kann nur eine endgültige Trennung der Eltern zum Schutz 

des Kindes beitragen. 
	� Die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung hat die Entwicklung des Kindes /  

der Familiensituation im Auge, hält Kontakt zu den Vertrauensperson /-en 
des Kindes und beruft bei Bedarf weitere Helferkonferenz /-en ein.

Variante B 
Innerfamiliäre sexuelle Gewalt: Täter / Täterin ist kein Elternteil
Voraussetzung: Eltern können glauben und erfassen, was geschehen ist,  
und sind zum Schutz des Kindes bereit.

Folgende Kriterien können z. B. Sicherheit geben, dass der Schutz des Kindes 
gewährleistet ist:

	� Die Tatsache der sexuellen Gewalt ist im weiteren Familienverbund offen 
gelegt und die Familienangehörigen stehen zum Kind.

	� Falls der Wohnsitz des Täters / der Täterin in unmittelbarer Nähe des be-
troffenen Kindes liegt, bedarf es einer eindeutigen und nachvollziehbaren 
Aussage bzw. eines Lösungsvorschlages, wie die Trennung des Täters / der 
Täterin vom betroffenen Kind gewährleistet wird.
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	� Unter Umständen gerichtliche Maßnahmen (§ 1666 (4) BGB)
	� Die Eltern nehmen gegebenenfalls Beratung in Anspruch. 
	� Stabilisierende Unterstützung (beratend oder therapeutisch) für das  

betroffene Kind bzw. die Jugendliche / den Jugendlichen.
	� Gegebenenfalls Sicherstellung, dass Kita bzw. Schule das Kind nicht  

dem Täter / der Täterin übergibt.
	� Gegebenenfalls Beendigung vorhandener Beziehungen von Eltern zu 

missbrauchenden Familienangehörigen.
	� Die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung hat die Entwicklung des Kindes / der 

Familiensituation im Auge, hält Kontakt zu den Vertrauensperson/-en des 
Kindes und beruft bei Bedarf weitere Helferkonferenz/-en ein.

Variante C
außerfamiliäre sexuelle Gewalt
Voraussetzung: Eltern können glauben und erfassen, was geschehen ist,  
und sind zum Schutz des Kindes bereit.

Folgende Kriterien können z. B. Sicherheit geben, dass der Schutz des 
Kindes gewährleistet ist:

	� Sicherstellung der Trennung von Täter / Täterin und betroffenem Kind.
	� Beendigung gegebenenfalls vorhandener Beziehungen von Familienan

gehörigen zum Täter.
	� Unter Umständen gerichtliche Maßnahmen (§ 1666 (4) BGB).
	� Die Eltern nehmen gegebenenfalls Beratung in Anspruch. 
	� Stabilisierende Unterstützung (beratend oder therapeutisch) für das 

	 betroffene Kind bzw. die Jugendliche / den Jugendlichen.
	� Die fallzuständige BSA-Sachbearbeitung hat die Entwicklung des Kindes /  

der Familiensituation im Auge, hält Kontakt zu den Vertrauensperson /-en 
des Kindes und beruft bei Bedarf weitere Helferkonferenz /-en ein.

	� Besteht weiterhin Kontakt zwischen Täter / Täterin und betroffenem  
Kind, ist selbstverständlich der Schutz des Kindes vor sexueller Gewalt 
nicht gewährleistet.
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Anhang A

Dokumentationsblatt für die Helferkonferenz

	 Daten d. betr. Kindes / Jugendlichen / Familie 
	 Name, Geb.-Datum, Anschrift, Inhaber des Personensorgerechtes, etc.
 

	
	 Zeit und Ort der Helferkonferenz

     

	 An der Helferkonferenz haben teilgenommen
	 Bitte alle Teilnehmer /-innen mit Name, Funktion / Institution, Position zum Kind / zur 
	 Familie, Telefonnummer nennen!

	 Anlass / Thema der Helferkonferenz
     

	 Folgende Fakten wurden in der Helferkonferenz benannt:
	� Bitte hier alle wichtigen Informationen nennen und dabei angeben, von wem welche  

Information gegeben wurde und auf welchen Quellen diese beruht.

	 Diese Informationen werden von der Helferkonferenz wie 
	 folgt bewertet
	�  	 Diese Bewertung erfolgte im Konsens / es gab keine davon 
		  abweichenden Bewertungen.
	� � 	 Bei der Bewertung gab es voneinander abweichende 
		  Einschätzungen und keinen Konsens:
		  Bitte hier im Einzelnen angeben, zu welchen Positionen es welche Abweichungen gab.

	
	 Für das weitere Vorgehen / d. nächsten Schritt(e) wurde vereinbart
	� Bitte beachten: Falls von der Vereinbarung zum weiteren Vorgehen wesentlich abgewichen  

werden muss, sollten die Teilnehmer /-innen der Helferkonferenz darüber informiert werden!

     	

Datum			                                 Name + Unterschrift d. fallzuständige/-r Bezirkssozialarbeiter/-in
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Anhang B

Kriterien und Verfahren zur Entscheidung  
„Information an die Strafverfolgungsbehörden“ (Polizei)?

Bewertungskriterien für eine Strafanzeige / Information könnte sprechen: 
	� Beweismittelsicherung
	� verhindern, dass andere Kinder  / Jugendliche Opfer werden
	� Unterstützung  / Entlastungsfunktion für die Personen, die schützen
	� vermeintlichen Täter  / Täterin disziplinieren (Grenzen setzen)
	� „gut  / wichtig“ für den  / die Betroffene 

Bewertungskriterien gegen eine Strafanzeige / Information könnte sprechen
	� Belastung für den/die Betroffene, die aus einem Ermittlungs- oder  

Strafverfahren voraussichtlich resultieren wird
	� Qualität des aktuellen Wissens reicht nicht aus und kein Grund zur  

Erwartung, dass mit polizeilichen Ermittlungen die Wissensqualität  
gesteigert werden könnte

	� Befürchtung: Straffreiheit d. vermeintlichen Täters  / Täterin im Ergebnis
	� der  / die Betroffene will ausdrücklich keinen Strafantrag  / kein  

Strafverfahren stellen

Verfahren in der Bezirkssozialarbeit
Es besteht die Verpflichtung, konkret für den aktuellen Einzelfall einzuschät-
zen und zu bewerten, welchen Beitrag eine Strafanzeige  / Information zum 
Schutz des Kindes leisten kann. 

Dabei sollen die Gegebenheiten des Einzelfalles zu den o.g. Kriterien in Bezie-
hung gebracht werden. Diese Anwendung der Kriterien für eine Entscheidung 
im Einzelfall wird von der Fachperson für das Verfahren zusammengefasst 
in Stichworten dokumentiert. Mit dieser Verpflichtung zur Dokumentation 
ist eine Grundlage für eine systematische Auswertung der Entscheidung für 
oder gegen eine Strafanzeige geschaffen.

Wenn es Beweismittel geben könnte, die zu sichern wären (z. B. Fotos, Videos 
o. ä.), dann muss eine Strafanzeige zur Beweismittelsicherung schon vor dem 
Konfrontationsgespräch geprüft werden. Die BSA-Sachbearbeitung ist ver-
pflichtet, sich spätestens zum Ende des Abschnittes Helferkonferenz mit der 
Fachperson und der Arbeitsgruppenleitung zur Frage einer Strafanzeige zu 
beraten. Die Leitung der Facharbeits-ruppe „Verdachtsabklärung sexueller 
Gewalt“ sollte hinzugezogen werden sowie gegebenenfalls die Sachgebiets-
leitung. Die Sachgebietsleitung entscheidet, ob höhere Ebenen mit einbezogen 
werden.

	 Die getroffene Entscheidung für oder gegen eine Information an die Polizei 	
	 und kurz zusammengefasst die Begründung dafür sind im Dokumentations-	
	 blatt „Helferkonferenz“ festzuhalten.
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Anhang C

Einladung zum Konfrontationsgespräch
Formulierungsvorschlag

	 Sehr geehrte Frau …,             
	 sehr geehrter Herr…,

	 die Bezirkssozialarbeit hat mit gesetzlichem Auftrag die  
	 Verpflichtung, �Kinder vor Gefährdungen zu schützen. Es gibt 
	 Hinweise auf eine Gefährdung Ihrer Tochter / Ihres Sohnes, 
	 über die wir mit Ihnen sprechen müssen.

	 Bitte kommen Sie deshalb am … in unser Büro

	� Wir bitten Sie, sich diesen Termin unbedingt einzurichten und  
rechnen mit Ihrer beider Anwesenheit.

	� Mit freundlichen Grüßen

	 im Auftrag
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Anhang D

Ergebnisse des Konfrontationsgespräches im  
Verfahren „Sexuelle Gewalt“

Dokumentationsblatt 

	 Daten d. betr. Kindes / Jugendlichen / Familie 
	 Name, Geb.-Datum, Anschrift, Inhaber des Personensorgerechtes, etc.
 

	
	 Zeit und Ort des Konfrontationsgespräches

     

	 Am Konfrontationsgespräch haben teilgenommen
	� Bitte alle Teilnehmer /-innen mit Name, Funktion / Institution, Telefonnummer, 
	 Rolle im Konfrontationsgespräch, nennen!

	 Mit welchen Fakten zum sexuellen Mißbrauch wurden die 
	 Eltern(-teile) konfrontiert?
     

	 Position der Eltern zu den benannten Fakten

	 Absprachen, die getroffen worden sind, um den Schutz des Kindes 
	 sicherzustellen:
	� Bitte eindeutig benennen, welche Handlungsschritte vereinbart wurden, wer für welchen 

Schritt die Verantwortung übernommen hat und in welcher Weise kontrolliert werden wird, 
ob diese Vereinbarungen eingehalten worden sind.

	 Was geschieht, falls die getroffenen Absprachen nicht eingehalten werden?
     	

Datum			                                 Name + Unterschrift d. fallzuständige/-r Bezirkssozialarbeiter/-in

Je eine Kopie dieses Blattes erhalten die Eltern und alle Personen / Institutionen die in der  
getroffenen Vereinbarung Verantwortung übernommen haben.
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Anhang E

Inhalte / Stationen im Konfrontationsgespräch

		  Begrüßung
		  Fallzuständige BSA-Sachbearbeitung

		  Vorstellen der Personen und ihrer Aufgaben / Funktionen
		  Fallzuständige BSA-Sachbearbeitung 

		�  Übergabe der Gesprächsleitung an Moderation
		  Fallzuständige BSA-Sachbearbeitung 

		  Benennung des Grundes der Einladung
		  BSA-Fachperson 

		  InformantIn wird in den Raum gebeten
		  Fallzuständige BSA-Sachbearbeitung

		  Fakten zur sexuellen Gewalt werden benannt
		  Informant / Informatin

		  Verabschiedung der Informantin / des Informanten
		  Moderation

		  Fakten zur sexuellen Gewalt werden zusammengefasst
		  BSA-Fachperson

		  Raum für Reaktionen der Eltern
		  Moderation

		  Angebot – Einzelgespräche Eltern mit Begleiter /-in
		  Moderation

Falls Angebot angenommen

		  Gespräch / Gespräche –Eltern mit Begleiter /-in
		  Begleiter /-in

Rückkehr ins Konfrontationsgespräch

		  Stellungnahme der Eltern
		  „Wie stehen Sie als Eltern zu diesen Fakten?“
		  Moderation / Eltern

12

8

4

11

7

3

10

6

2

9

5

1
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		  Beitrag der Eltern zum Schutz des Kindes
		  „Können die Eltern zum Schutz des Kindes beitragen? Wie? Unter welchen 	
		  Voraussetzungen?“ Ggf. hier auch unterstützende Angebote an Eltern
		  Fallzuständige BSA-Sachbearbeitung / Eltern

		  Unterbrechung zur Beratung zwischen BSA-Sachbearbeitung und 
		�  Fachperson (gegebenenfalls mit Arbeitsgruppenleitung)
		  Fallzuständige BSA-Sachbearbeitung / BSA-Fachperson

		  Stellungnahme der fallzuständigen BSA-Sachbearbeitung
		  „Wie bewertet das Jugendamt diese Position /-en der Eltern?“
		  Fallzuständige BSA-Sachbearbeitung

		  Wie wird der Schutz des Kindes sichergestellt?
		  Beitrag der Eltern zum Schutz des Kindes, Vereinbarungen, 
		  Maßnahmen und deren Kontrolle
		  Fallzuständige BSA-Sachbearbeitung

		  Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse und Beendigung 
		  des Konfrontationsgespräches
		  Moderation

13

14

15

16

17


